
Am Gericht

Widerruf!
Ein Mazedonier wehrt sich gegen seine Ausweisung. Es geht 
um das Abwägen von Argumenten wie Härtefall, Gastrecht 
oder Integration. Der Fall in Form eines kleinen Lexikons.
Von Yvonne Kunz, 23.01.2019

Ort: Verwaltungsgericht des Kantons Zürich
Datum: 24. Oktober 2018 (Urteil versandt am 5. Dezember 2018)
Geschä-sN.rT: VB.2018.00360
Ahema: Niederlassungsbewilligung (Widerruf)

Erinnern  Sie  sich  an  die  he-igen  Diskussionen  um  die  migrationsp
Politischen Vorlagen der SV?y Als das DurchsPielen höPothetischer Fälle 
zwecks Erstellung eines Katalogs ausschaCungswürdiger Delikte zum nap
tionalen DenksPort wurdey Der verliebte Secondo, der seiner Angebeteten 
Blumen aus einem fremden Garten P:ückty Der wäre weg, entsetzte sich 
die eine Seite, wegen Hausfriedensbruchs und Diebstahls. Demgegenüber 
klagte die andere, nicht einmal Vergewaltiger kRnnten umstandslos ausgep
scha! werden, wegen der Härtefallklausel und der Menschenrechte. Und 
alle riefen sie im jhorJ «echtsstaat»y
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Aber wie läu- so ein Ausweisungsverfahren konkrety Wenn ein heute 
bald 33pQähriger, seit rund 25 ;ahren in der Schweiz lebender mazedonip
scher StaatsangehRriger wegen Strassenverkehrsdelikten das Land verlasp
sen solly Dann ist er nicht der aus Gerichtsberichten in Strafsachen bestens 
bekannte –BeschuldigteT, sondern zuerst der –«ekurrentT, der sich gegen 
seine Ausweisung wehrt, sPäter dann der –BeschwerdeführerT. Die Verp
handlung ist kein RCentlicher ?rozess, sondern ein Schri-enwechsel. Die 
–aufenthaltsbeendende MassnahmeT kein sPektakulärer Sondereinsatz, 
sondern der Widerruf der Niederlassungsbewilligung Per Einschreiben.

So Politisch aufgeladen und menschlich aufreibend solche Verfahren 
o-  sind,  rechtlich  handelt  es  sich  meist  um  trockene,  in  bleierner 
SPrache getätigte Verwaltungsakte. Die «echtsgrundlagen sind so ump
fassend und zahlreich wie in der  konkreten Anwendung ungeläuÄgJ 
Ausländerp und Integrationsgesetz, Integrationsverordnung, Verwaltungsp
rechtsP:egegesetz, Menschenrechtskonvention und Bundesverfassung. 
Und der bisherige Lauf unseres Ausweisungskandidaten durch die Instanp
zen führt geradewegs in die kontrovers diskutierten Grundsatzfragen. Zur 
Veranschaulichung erfolgt die Aufarbeitung seines Falls lexikalisch sorp
tiertJ als kleine gesellscha-skritische KartograÄe der einschlägigen Kernp 
und KamP9egriCe.

IlG: Abk. für Ausländer- und Integrationsgesetz. Nicht so bekannt wie die 
Gesetzeskürzel ZGB oder StGB, regelt das AIG Einp und Ausreise, Aufentp
halt und Verbleib in der Schweiz von Ausländerinnen aller ArtJ AupPairs, 
Grenzgängern, hier geborenen Niedergelassenen. Es ist auch 7uelle des «ep
frains, der unseren Ausweisungsfall PrägtJ –Die Widerrufsvoraussetzungen 
gemäss Art. 63 lit. a AIG sind erfüllt.T Der Artikel bestimmt, dass die 
Niederlassungsbewilligung nur widerrufen werden kann (Achtung, Verp
schachtelung»), wenn die Voraussetzungen nach Art. 62 Abs. 1 gegeben sindJ 
a) im Bewilligungsverfahren wurde gelogen, oder b) die Niedergelassene 
wurde zu einer längerfristigen Freiheitsstrafe verurteiltë nach unbestrittep
ner bundesgerichtlicher ?raxis ab einem ;ahr. Wir nehmen b).

Iusnädkerirgmgdangtät: Überwiegend negativ verwendeter Begrim iS hinne 
eines unverDältnisSässig DoDen Anteils von qelinMuierenden Sit 2igrations-
Dintergrund. Von Politischen Akteuren werden diesbezügliche Statistip
ken als Beleg dafür angeführt, dass zu wenige straCällige Ausländerinp
nen ausgescha! würden, weshalb die Hürde für einen Landesverweis gep
senkt werden müsse. Schrauben anziehen» Das war ganz klar auch in der 
Schweiz die Marschrichtung der vergangenen ;ahre, wie die Annahme der 
�AusschaCungsinitiative zeigte q eine der wenigen vom Souverän Qe gutp
geheissenen migrationsbeschränkenden Vorlagen.

IusschavudBsgdgtgatgRe: qas 01V1 angenoSSene colksbegeDren naHD SeDr 
Uärte iS pSgang Sit stramälligen Ausländern. In diesem Fall nur deshalb von 
Belang, weil es aufzeigt, was Harvardp«echtsProfessor ?aul Freund meinte, 
als er sagteJ –Das Wetter des ’ages wird kein Gericht beein:ussen, doch 
der Ein:uss des Klimas einer Üra ist unvermeidlich.T Seit dem 1. Oktober 
2016 ist die Initiative umgesetzt q doch unser Fall fällt noch unter das ältere 
und mildere «echt. Dennoch weht bei der Beurteilung altrechtlicher Fälle 
o- schon ganz ungeniert der Wind der neuen Gesetzgebung. Das ist direkte 
Demokratie in der ;ustiz q und ?ech für den BetroCenen.

CaniadNwaser: qurHD die Boulevard5resse Ha. 011K 5o5ularisierter 5oliti-
sHDer NaS5Cegrim. Die Berichterstattung um «aserexzesse gebar den ’öPus 
des aggressivptumben ’augenichts, der mit seiner getunten Karre durchs 
Mittelland brettert. Dieser ?auschalisierung wird hier insofern gefolgt, als 
sich alle dem drohenden Widerruf des �jpAusweises des Mazedoniers zup

REPUBLIK 2 / 5



grunde liegenden Delikte ums Auto drehen. Er leistete sich als �Qunger Erp
wachsener zwei DeliktserienJ Mit 1Q brachen er und zwei Kollegen zahlreip
che Fahrzeuge auf, um Autoradios und Benzinkarten zu entwenden. Mitp
 22 lieferte er sich mit einem Kollegen ein sPontanes Wettrennen. Nachts 
und beki! kam es zum jrash, der Beifahrer verletzte sich schwer. ’rotz 
Führerausweisentzug stahl er kurz danach ein Motorrad und fuhr q ohne 
Helm q der ?olizei davon. Für all das verhängte das Obergericht Zürich 2012 
eine Gesamtstrafe von 23 Monaten bedingt.

bNIusHegs: pgs. für ,iederlassungsbewilligung «» Ualter nennen sie noHD kür-
zer jdas «R» Jene AufentDaltskategorie» die Ausländerinnen naDezu dieselben 
GeHDte zugesteDt wie hHDweizer Bürgern. Unser Ausländer war 8 ;ahre alt, als 
er im «ahmen des Familiennachzugs 1QQ4 in die Schweiz kam, den jpAusp
weis erhielt er 2005. Nach dem Urteil des Obergerichts liess ihn das Mip
grationsamt wissenJ Gemäss Art. 63 lit. a �AIG seien nun die Voraussetp
zungen für den Widerruf seiner Niederlassungsbewilligung gegeben. Sollp
te sich der Qunge Mann nicht um eine –geordnete LebensweiseT bemühen, 
würde er weggewiesen, dennJ –Es entsPricht dem RCentlichen Interesse, 
dass Ausländer, die ihr �Gastrecht missbrauchen, unser Land verlassen.T 
Diese Verwarnung verstand er weder sPrachlich noch rechtlich. Umso grRsp
ser der Schock, als sich das Migrationsamt vier ;ahre sPäter erneut melp
dete q mit einem AusreisedatumJ Bis zum R. SePtember 2016 soll er gehen. 
GrundJ Fahren ohne Fahrbewilligung, Sicherheitsgurte oder Helm, einmal 
mit 1,1R ?romille.

Gastrecht: qas von Furistinnen vielleiHDt Seistzitierte GeHDt» das gar kein 
GeHDt iS JuristisHDen hinn ist. Es ist ein ?unkt der EinigkeitJ Zuwanderer, 
die unser Gastrecht auf gravierende Weise missachten, sollen ausgescha! 
werden kRnnen. Heisst für den AusländerJ Wird er straCällig, ist er im Gep
gensatz zum Inländer mehr als kriminell. Seine ’aten zeugen nicht nur von 
zweifelha-em jharakter, sondern sind Beleg für seine mangelha-e �Intep
gration. Das ist der ?unkt, an dem sich auch grundsätzlich einige Geister an 
alten Fragen wieder scheidenJ Wie lange kann Qemand überhauPt Gast seiny 
Ab wann festigt sich ein Anwesenheitsrechty Ab welcher Aufenthaltsdauer 
gilt Heimrecht, auch ohne ?assy

GnegchfehadknudB: Ius res5iHit aeMuitateS» das GeHDt aHDtet auf TleiHD-
Deit. Bildet Sit jcorbeDalt des TesetzesR und jcerDältnisSässigkeitR das 
GeHDtsstaatliHDkeits5rinzi5. Zu verteidigende Frucht der AuSlärung für die 
einen, zu erarbeitendes ?rivileg des Bürgerrechts für andere. Für das 
«echtsP:egePersonal das seitenlange Abwägen von RCentlichen und Prip
vaten Interessen. Denn Qe intensiver der staatliche EingriC, desto strenger 
die Bindung ans VerhältnismässigkeitsPrinziP. Dieses sah unser Mazedop
nier, nachfolgend «ekurrent genannt, verletzt und focht den Entscheid anJ 
hier aufgewachsen, Freunde und Familie in der Schweiz, Freundin, Sohn, 
noch nie Sozialhilfe bezogen und so weiter und so fort. Die «ekursabteilung 
der Sicherheitsdirektion zeigte sich unbeeindruckt. Sicher, die letzten Verp
fehlungen des «ekurrenten seien nicht gravierend, aber allgemein zeige er 
eine –bemerkenswerte Gleichgültigkeit gegenüber den hier geltenden «ep
gelnT. Seine Wegweisung sei deshalb (Achtung, BehRrdenpBandwurm») –eip
ne Massnahme, die in einer demokratischen Gesellscha- für die nationale 
Sicherheit, die RCentliche «uhe und Ordnung, das wirtscha-liche Wohl des 
Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von stra9ap
ren Handlungen, zum Schutze der Gesundheit und Moral sowie der «echte 
und Freiheiten anderer notwendig istT. Neues AusreisedatumJ 14. ;uli 2018.

GratgsadHäntgd: hHDiS5fwort für unentgeltliHDe GeHDtsbeiständin» ironisHD» 
weil unabdingbare Polge des GeHDtsstaats5rinzi5s. In unserem Fall heisst die 
«echtsbeiständin NoTmi Erig. Sie beschreitet den «echtsmittelweg und gep
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langt an die nächste Instanz, das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich. In 
ihrer Eingabe vom 18. ;uni 2018 erinnert sie daran, dass es für den Widerruf 
der Niederlassungsbewilligung gemäss Art. 63. lit. a �AIG einer –konkrep
ten, auch kün-igen GefährdungT bedürfe. Dazu hält sie festJ Das schwerste 
Delikt war die «aserei q vor neun ;ahren. In den seitherigen Verfehlungen 
(eine ’runkfahrt von wenigen hundert Metern und KleinmotorradpFahren 
ohne Helm) eine konkrete Gefahr für die Gesellscha- zu erblicken, sei, Pap
raPhrasiertJ lächerlich.

 ärteqann: Fe naHD 5olitisHDer AusriHDtung auHD jreHDtsstaatliHDe ,otbreSseR 
oder jEätersHDutzR. Menschenrechtskonvention und Bundesverfassung gap
rantieren das «echt auf Achtung des Familienlebens. Daraus erwächst ein 
AnwesenheitsansPruch, wenn der Ausländer –tatsächlich gelebte familiäp
re BeziehungenT hat. Wie der Beschwerdeführer, der mit seinem kleinen 
Sohn und dessen Mutter zusammenwohnt. Die Vollzeit arbeitende Lebensp
Partnerin bezeichnet ihn als ihre –rechte HandT. Seit längerem verläu- 
das Leben des Mannes in geregelten Bahnen, schreibt NoTmi Erig. Erstp
mals überhauPt gleist er einen langfristigen Lebensentwurf auf, derzeit bep
sucht er einen Arbeitsintegrationskurs des «AV. Eine Ausweisung Qetzt würp
de nicht nur ihn, sondern vor allem das Schweizer Kind hart treCen.

 äuzBeoDengdJuedE: ,eben der EatsHDwere ist die EatSeDrDeit NriteriuS bei 
der Beurteilung des cersHDuldens» was wiederuS Auswirkung auf die htrafe 
Dat. Dass nun die Familie mitleide, schreibt das Verwaltungsgericht unter 
dem Vorsitz von Andreas Frei in seinem Urteil vom 24. Oktober 2018, kRnp
ne nicht dem Staat zur Last gelegt werden. Mit seinem Verhalten habe der 
Beschwerdeführer sein Familienleben selbst aufs SPiel gesetzt. Das «echt 
darauf sei ohnehin nicht absolut. ;e schwerer und häuÄger ein ausländip
scher Elternteil delinUuiere, desto eher vermRge laut Bundesgericht das Rfp
fentliche Interesse das Interesse des Kindes zu überwiegen, mit diesem Elp
ternteil aufzuwachsen. Wohl anerkennen die Verwaltungsrichterinnen die 
inzwischen fünVährige Deliktfreiheit des Beschwerdeführers und würdip
gen den Umstand, dass er nie Gewaltp oder Sexualdelikte begangen hat. 
’rotzdemJ Sein Fahrverhalten sei wiederholt eine Gefahr für Leib und Lep
ben anderer gewesen, deshalb entsPreche seine Entfernung und Fernhalp
tung aus generalPräventiven Gründen einem herausragenden sozialen Bep
dürfnis.

ldteBratgMd: 8WiHDt geSäss �AIT» öntsHDeidungsgrundlage iS 2igrations-
reHDt» unterteilt in soziale und wirtsHDa(liHDe Integration. Die allgemeine 
Lebensführung, bei Inländern in Strafsachen unter dem ’itel –’äterp
komPonenteT abgehandelt, ist in der migrationsrechtlichen Beurteilung 
von  Ausländern  die  Integration.  Auch  in  dieser  Beziehung  fällt  der 
Beschwerdeführer beim Verwaltungsgericht hochkant durch. Soziale Inp
tegrationy Nicht über das minimal Erwartbare hinausJ ein Paar Kollegen, 
SPrachkenntnisse. Wirtscha-liche Integrationy Unterblieben. Dass er nicht 
beim Sozialamt ist, sei vor allem seiner berufstätigen Frau zu verdanken. 
Die Verwaltungsrichter halten ihm fehlende Ausbildungsbemühungen 
und häuÄge Stellenwechsel vor, seine zwischenzeitliche unfallbedingte 
Arbeitsunfähigkeit und vor allem seine Schulden. Haufenweise Betreibunp
gen und Verlustscheine, insgesamt fast 200W000 Franken. Somit sei zudem 
der Widerrufsgrund der Schuldenwirtscha- erfüllt, betri! also das vorerp
wähnte –wirtscha-liche Wohl des LandesT. Oder auchJ Von «eichen lernt 
man sParen.

*udBeo+rHachsede: öleSent der htrafzuSessung» wonaHD Jungen örwaHDse-
nen bis 0K FaDren iS htrafreHDt besondere 2ilde zuteil wird. IS 2igrationsreHDt 
ist insbesondere auHD die collJäDrigkeitsgrenze von V) FaDren als Wiessend zu 
betraHDten. ;ung und naiv, übermütig und dumm. So sind die ;ungen, dürp
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fen sie auch sein. Dieses Vorrecht der ;ugend ist ein ?unkt gesellscha-lip
cher Einigkeit, der in der Quristischen ?raxis durchaus beachtet wird. Das 
Schweizer «echt kennt Massnahmen für Qunge Erwachsene, das ;ungsein 
an sich als mildernden Umstand, alle kennen das, nicht zuletzt aus der Bep
urteilung der eigenen BiograÄe oder aus der Erziehung eigener Kinder. In 
Prognostischer Hinsicht ist erwiesenJ Die meisten Änden mehr oder wenip
ger den «ank, irgendwie. Doch als Ausländerin Qung und dumm zu sein, ist 
doPPelt dumm. Ob der Frage Qedoch, ob das rechtens sei, ist die Gesellscha- 
dann wieder gesPalten.

,gdkerhegtsmegdudB: AuHD hondervotuS» abweiHDende 2einung oder jdis-
senting o5inionR. In der angelsächsischen «echtsPrechungstradition ist 
die ?ublikation von abweichenden Meinungen innerhalb eines «ichterp
kollegiums anerkannter Bestandteil der ;ustizRCentlichkeit. Die kritische 
Auseinandersetzung mit ?raxis und Lehre, so die Xberzeugung, diene 
der Verfeinerung der Quristischen Kultur und damit der «echtssicherheit. 
SkePtiker, in der Schweiz zahlreich, führen an, ein Gericht sei Qa eben gep
rade kein ?arlament und ein Urteil kein Gesetz, weshalb demokratische 
Grundsätze nicht einfach auf rechtsstaatliche ?rozesse anwendet werden 
kRnnten. Dennoch ändern sich auch hier die GeP:ogenheiten. Die Kanp
tone SchaYausen, Aargau, ’hurgau und Zürich Publizieren seit längerem 
Minderheitsmeinungen, wenn auch selten. Das hier ist einer dieser selp
tenen Fälle. Noch seltener, weil nicht ein «ichter, sondern die Gerichtsp
schreiberin den Widerruf der Niederlassungsbewilligung als unverhältnisp
mässig einstu-. «ichtig wäre nach ihrer Ansicht eine Verwarnung. Im Gep
samtbild zeugten die ’aten des Beschwerdeführers weniger von mangelnp
der Integration als von mangelndem Verantwortungsbewusstsein, nachgep
rade das DeÄnitionsmerkmal von �Qungen Erwachsenen. Den Akten lasse 
sich entnehmen, dass seit dem Eingehen der neuen Beziehung und der Gep
burt des Sohnes keine DelinUuenz mehr stattfand und Schulden abgebaut 
werden konnten. Die Gerichtsschreiberin ist überzeugt davon, dass er auf 
dem richtigen Weg ist.

wechtsira-: >enn säStliHDe GeHDtsSittel ausgesHD?5( worden sind @oder der 
öntsHDeid niHDt weitergezogen wurdeA» wird das prteil reHDtskrä(ig und kann 
vollzogen werden. In unserem Fall liegt noch keine «echtskra- vor. �Gratisp
anwältin NoTmi Erig hat diese Woche ihre Beschwerde am Bundesgericht 
eingereicht. Es bleibt ihr wenig übrig als zu betonen, was das Verwaltungsp
gericht in seiner VerhältnismässigkeitsPrüfung ausser Acht gelassen hatJ 
Die Delikte sind lange her, begangen in Qugendlichem Alter, und vor allem 
das Wohl des knaPP dreiQährigen Schweizer Kindes. Xber das ;uristische 
hinaus stellten solche Fälle immer auch die grundsätzliche Frage, ob ein 
Land eine geschlossene Gesellscha- sein soll. Nicht dass Erig Qe in diep
sem Sinne Plädieren würde, sie ist Qa eben Anwältin und nicht ?olitikep
rin. Aber bei der Betrachtung von �Ausländerkriminalität dür-en Herr und 
Frau Schweizer nie vergessenJ –;eder kRnnte auch einfach nur ihr mazedop
nischer Automechaniker sein, der eine Zeit lang durchs Leben gestolPert 
ist, aber den sie trotzdem gerne mRgen.T

Illustration: Friederike Hantel
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